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Am 22. September ist Frühlingsanfang. 

CDU 

GENERALSEKRETäR   LAURENZ   MEYER: 

Wir haben allen Anlass zu Optimismus 
Ani 20. März hat der Ge- 
J^alseketär eine Groß- 
'ache mit einem blühen- 
en St'efmütterchen vor- 

Ste,|t. Aufschrift: „Am 22. 
ePtember ist Frühlings- 

anfang.«    Kein    Irrtum? 

t^dern das wichtigste Da- 
m auf dem politischen 
a,ender dieses Jahres. 
Laurenz   Meyer   unter- 

a   
te d'e Erwartung, die er 

" das Datum stellt, mit ei- 
nstrahlenden Lächeln, 

dass ihn die Journalisten, die 
ins Konrad-Adenauer-Haus 
gekommen waren, fragten: 
• Woher die gute Laune? 
• Gibt es neue Umfragen? 

Seine Antwort: „So rich- 
tig strahlen werden wir erst in 
einem halben Jahr. Aber auch 
heute schon haben wir allen 
Anlass zu Optimismus." 
... NICHT GERADE an- 
gesichts der rot-grünen Bi- 
lanz. Diese Regierung hat 
Deutschland an das Tabel- 

lenende in Europa geführt: 
bei Wachstum, Arbeitsplät- 
zen, Bildung, Gesundheit... 
ABER in dem Bewußtsein: 
CDU und CSU haben gleich 
zu Kalender-Jahresbeginn 
einen guten Start ins Wahl- 
jahr hingelegt und ihre guten 
Chancen noch verbessert. 
ALSO: „Am 22. September 
ist Frühlingsanfang." Am 
31. März und 1. April ist aber 
erst einmal Ostern. 

Gesegnete und 
schöne Feiertage! 
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1 PRäSIDIUM   UND   BUNDESVORSTAND 

ANGELA   MERKEL: 

Das Grundgesetz um den 
Tierschutz erweitern 

Die CDU hat ein wichtiges 
Anliegen vieler Menschen 
aufgegriffen. Sie will Arti- 
kel 20a Grundgesetz um 
den Tierschutz erweitern. 

Nach einer Sitzung von 
Präsidium und Bundesvor- 
stand am 18. März kündigte 
die Parteivorsitzende an, bei 
den anstehenden Beratun- 
gen für eine entsprechende 
Änderung des Grundgeset- 
zes einzutreten. 

In elf Landesverfassun- 
gen sei der Tierschutz bereits 
verankert - z.B. in Bayern. 
Die Entscheidung der CDU 
sichere nun auch die Zwei- 
Drittel-Mehrheit im Bun- 
destag, um dem Tierschutz 
Verfassungsrang zu geben. 

Zeit sozialistischer 
Mehrheiten in Europa 

abgelaufen 

Einen Glückwunsch hat 
die Parteivorsitzende im Na- 
men   von   Präsidium   und 

Bundesvorstand an die 
Wahlsieger in Portugal. Du- 
rao Barrosso und die Mitte- 
Rechts-Parteien, gerichtet. 

Mit diesem weiteren Re- 
gierungswechsel in Europa 
nach Niederlagen der Sozia' 
listen in Österreich, Italien- 
Dänemark und Norwegen 
sei auch die Episode der so- 
zialistischen Mehrheit im 
Ministerrat vorbei. 

Angela Merkel: „Noch 
1998 waren fast zwei Drittel 
der Staats- und Regierung^' 
chefs Sozialdemokraten- 
Jetzt gibt es diese Mehrhe"1 

nicht mehr." 
Mit den vier bevorstehen' 

den Wahlen in Frankreich, in 
den Niederlanden, in Schwe- 
den und in Deutschland 
könne sich die Lage der ,.S°' 
zialistischen Internationale 
weiter verschlechtern. ,Pl 

Union an der Seite ihre* 
Kanzlerkandaten Edmund 
Stoiber wird ihren Beitrag 
leisten, damit es auch wir* 
lieh so kommt." 
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ZUWANDERUNG 

ANGELA MERKEL: 

Rot-Grün hat die Zuwanderung nun end- 
gültig zum Wahlkampfthema gemacht 

"Ich hoffe, dass Bundesprä- 
sident Johannes Rau das 
^esetz nicht unterschreibt 
J*nd so das parteipolitische 
'aktieren von Bundesrats- 
Präsident Wowereit revi- 
diert." 

Mit diesem Satz drückt 
^ngela Merkel die einhellige 
Meinung von CDU und CSU 
Us: Der am Freitag gegen 

e,ne ausdrückliche Verfas- 
^Ungsvorschrift zustande ge- 

0lT>mene Zuwanderungsbe- 
^chluss darf nicht Gesetzes- 
kraft erhalten. 

Es wiege schwer, erklärte 
* Kanzlerkandidat der 
ni°n, dass auch der ehema- 
§e Präsident des Bundesver- 
assungsgerichts, Altbunde- 

sPräsident  Roman  Herzog, 

die Verfassungswidrigkeit 
„unmissverständlich fest- 
stellt" und das von Wowereit 
verkündete Abstimmungser- 
gebnis „für ungültig" hält. 

Bundesrat beschädigt 

Edmund Stoiber: „Mit 
dem kühl kalkulierten, aus- 
schließlich dem Machterhalt 
der rot-grünen Koalition 
dienenden Verfassungsbruch 
hat Schröder den Bundesrat 
beschädigt und den Bundes- 
präsidenten in eine prekäre 
Lage gebracht." 

Sollte Johannes Rau das 
fragliche Gesetz entgegen 
den dringenden Warnungen 
namhafter Verfassungsrecht- 

GRUNDGESETZ ARTIKEL 51.3 LAUTET: „Die Stim- 
men eines Landes können nur einheitlich und nur durch 
anwesende Mitglieder oder durch deren Vertreter abge- 
geben werden." • Dazu Ernst Benda, ehemaliger Präsi- 
ent des Bundesverfassungsgerichts: „Der Artikel 51 ist 

^lndeutig. Daraus ergibt sich, dass die Stimmen von Bran- 
enburg nicht hätten gewertet werden dürfen." • Hans 

Hu§o Klein, ehemaliger Richter am Bundesverfas- 
sungsgericht: „Das Gesetz ist nach meinem Dafürhalten 

lcht durch. Es ist nicht ordnungsgemäß zustande ge- 
litten, weil nach dem Grundgesetz die Stimmen eines 
andes nur einheitlich abgegeben werden können, und 

s ,st ganz offensichtlich nicht geschehen." 

ler unterzeichen, werde die 
Union vor dem Bundesver- 
fassungsgericht klagen. 

Angela Merkel: „Es liegt 
jetzt in der Hand des Bundes- 
präsidenten, nach seinem 
Motto Versöhnen statt spal- 
ten zu handeln." Rot-Grün je- 
denfalls, erklärte die Partei- 
vorsitzende auf dem Landes- 
parteitag der CDU Mecklen- 
burg-Vorpommern in Ro- 
stock, habe sich nicht daran 
gehalten und nun endgültig 
dafür gesorgt, dass Zuwan- 
derung zum Wahlkampft- 
hema wird. 

DOKUMENTATION 

Deutschland 
im internationalen 

Vergleich 

Daten und Fakten, 
die insbesondere 

Defizite in den Bereichen 
Wirtschaft, Arbeits- 

markt, Steuern, öffent- 
liche Haushalte und 

Bildung aufzeigen 

Datengrundlage: 
amtliche Statistiken, 

wissenschaftliche 
Beiträge sowie Presse- 

und Internetquellen 
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KLAUSURTAGUNG   IN  WöRLITZ 

Konzentration aller Kräfte  
 hier wird sie sicht- 
bar: auf dem gemeinsa- 
men Foto der Mitglieder 
der Präsidien von CDU 
und CSU am 9. März in 
Wörlitz. 

• Mit dem Beschluss 
„Im Osten was Neues" und 
dem Sonderförderpro- 
gramm Ost als wichtig- 
stem Teil dieses Beschlus- 
ses haben CDU und CSU 
in Wörlitz eine wichtige 
Programm-Aussage     für 

die Bundestagswahl am 
22. September getroffen. 

• Am 29. April werden 
die beiden Präsidien er- 
neut zu einer gemeinsa- 
men Sitzung zusammen- 
kommen - diesmal in Ber- 
lin - und im Anschluss an 
ihre Beratungen das ge- 
meinsame Wahlprogramm 
der Union vorstellen. 

Heute schon ist klar: • In 
Deutschland muss wieder 

richtig regiert werden. * 
Die Union will deshalb die 
rot-grüne Koalition ablö- 
sen. • CDU und CSU 
trauen - anders, als Schro- 
der das tut - den Menschen 
in diesem Land etwas zu. * 
Deutschland darf nicht län- 
ger auf fast allen Feldern 
Schlusslicht in Europa sein- 

Angela Merkel: 
"Dafür kämpfen wir. Und 
wir haben alle Chancen zu 
gewinnen." np 
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ANGELA   MERKEL   BESUCHT   CeBIT 

www.wahlkreis300.de 

WAHLKREIS 2QQ ^ 

ahlkrei»300.de 

Diskussionen und Abstimmungen, Flugblatter 
und Plakate, Parteispenden und Spin-Doctors. 
Der Wahlkampf tobt und Du bist mitten drin! 

Hier entsteht der virtuelle Wahlkreis 300. 
Neben den 299 realen Wahlkreisen, in denen 
am 22. September über die Besetzung des 
Deutschen Bundestages entschieden wird, gibt 
es 2002 zum ersten Mal auch einen virtuellen 

Die Parteivorsitzende startet neue 
Internet-Seite der CDU 

f*B 22. September werden 
,n 299 realen Wahlkreis- 
en zwischen Nordfriesland 

nd dem Bodenseekreis 
Kandidatinnen und Kan- 
taten für den Deutschen 
Bundestag gewählt. In die- 
eni Jahr gibt es einen zu- 
ziehen Wahlkreis. Der 
^ahlkreis 300 hat jedoch 

e»ne geografischen Gren- 
'en> er befindet sich im In- 
ternet. 

Unter der Domain www. 
*ah'kreis300.de wird par- 
*lel zum Bundestagswahl- 
*atllPf ein simulierter Wahl- 
aniPf im Internet stattfin- 
en. Dje Aktionsmöglich- 
eiten der Spieler schaffen 
abe' echte Wahlkampf-At- 

m°sphäre. 
A   von der Diskussion auf 

m Marktplatz über das Er- 

Ä] Fertig Xt Internet 

stell 
Fl 

en  und  Verteilen von 
k 

ü§blättern bis zur Presse- 
A

dmPagne ist alles möglich. 
d
m Ende des Spiels wird 

d
ann auch der Abgeordnete 

Wäh Wahlkreises 30° ge- 
Ah l ^er ^'e8er w'r^ am 

end der Bundestagswahl 
autelt. 

^'t dem Wahlkreis 300 

berg61 die CDU' neben dem 

gel
eits senr erfolgreich an- 
dufenen www.wahlfak- 

ten.de, ihr zweites neues 
Tool im Internet-Wahljahr 
2002. www.wahlkreis300. 
de soll vor allem jüngere 
Surfer ansprechen und für 
politische Beteiligung be- 
geistern. 
Der Beta-Test: Die Par- 
teivorsitzende eröffnete am 
19. März bei ihrem CeBIT- 
Besuch den öffentlichen 
Beta-Test des Wahlkreises 
300. Die Netznutzer erhal- 
ten vor der endgültigen 
Eröffnung die Gelegenheit, 
das System zu testen und 
Verbesserungsvorschläge 
einzubringen. Interessenten 
können sich unter www. 
wahlkreis300.de anmel- 
den. Nach dem Abschluss 
des öffentlichen Beta-Tests 
kann ab April der virtuelle 
Wahlkampf richtig losge- 
hen. 

Das Projekt entstand in 
Zusammenarbeit mit der 
Deutschen Telekom AG und 
der Internet Agentur Onli- 
neX aus Rostock. 
Der Spielablauf: Die 
User betreten den Wahlkreis 
300 zunächst als Gast. Nach 
einer Anmeldung im vir- 
tuellen Einwohnermelde- 
amt werden sie zunächst 
Bürger des Wahlkreises 
300. Dies eröffnet ihnen er- 
ste Interaktionsmöglichkei- 
ten (Lese- und Schreibrecht 
im öffentlichen Forum, 
Teilnahme an Umfragen, 
etc.). Durch diese Aktivitä- 
ten verdienen die Teilneh- 
mer Einsatzpunkte. 

umv/j 
Ausführliche 

Beschreibung des 
neuen Angebots: 

www.cdu.de 
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NICHT   AUF   KöLN   BESCHRäNKT 

Argumente und Fakten zur 
Bestechungsaffäre der SPD 

Was ist vorgefallen? 

• In den Jahren 1994 bis 
1998 hat die SPD nach der- 
zeitigen Erkenntnissen min- 
destens 424.000 € (rund 
830.000 DM) Spendengel- 
der angenommen und falsch 
verbucht. Das Geld steht 
möglicherweise im Zusam- 
menhang mit dem Bau einer 
Müllverbrennungsanlage in 
Köln. Die Summe wurde ge- 
stückelt und als Spenden 
von 42 SPD-Ratsmitglie- 
dern verbucht, die dafür 
Spendenbescheinigungen 
erhalten haben 
• Die bisherige Summe ist 
wahrscheinlich nur der An- 
fang. Im Zusammenhang 
mit dem Bau der Kölner 
Müllverbrennungsanlage 
hat die Staatsanwaltschaft 
eine möglicherweise verun- 
treute Gesamtsumme von 30 
Millionen Mark festgestellt. 
NRW-Ministerpräsident 
Clement (SPD) dazu: 
„Wenn sich dieser Verdacht 
in Köln bestätigen sollte, 
wäre das einer der schwer- 
sten Korruptionsfälle, den 
es in Deutschland gegeben 
hat" (dpa, 12. März 2002). 
• Feststeht: der SPD-Skan- 
dal beschränkt sich nicht auf 

Köln, sondern ist ein Pro- 
blem der gesamten SPD: 
• Der stellvertretende Frak- 

tionsvorsitzende der SPD 
im Landtag NRW, Marc 
Eumann, hat zugegeben, 
eine Spendenquittung an- 
genommen zu haben. 

• Die Wuppertaler Staats- 
anwaltschaft ermittelt ge- 
gen den SPD-Oberbür- 
germeister der Stadt, 
Hans Kremendahl, we- 
gen des Verdachts der 
Vorteilsnahme. Ermittelt 
wird auch gegen den Ge- 
schäftsführer des SPD- 
Unterbezirks Wuppertal. 
Laut Staatsanwaltschaft 
hat ein Bauunternehmer 
den Wahlkampf von Kre- 
mendahl mit 256.000 € 
unterstützt. 

• Unklar ist die Rolle des 
SPD-Generalsekretärs 
Müntefering, der als Lan- 
desvorsitzender der SPD 
NRW damals die politi- 
sche Verantwortung trug. 

• Die SPD selbst geht von 
weiteren Enthüllungen aus. 
So sagte der Innenexperte der 
SPD, Dieter Wiefelspütz, am 
12. März im Hessischen 
Fernsehen: „Ich betone, 
mein Eindruck ist der- auch 
in Kenntnis solcher Abläufe: 
Für mich ist das erst der An- 

fang. Was ich befürchte, isi 
(...) dass wir in der Tat käuf- 
liche Politik haben". 

Was muss jetzt 
geschehen? 

• Im Laufe der 40 Jahre, die 

die SPD in NRW regiert, if 
ein überaus problematische8 

Beziehungsgeflecht enI' 
standen. Man denke nur an 

den Skandal um Gratisflüge 
für SPD-Politiker im Fir- 
menjet der WestLB. DaS 

muss jetzt alles genau unter- 
sucht werden. 
• Die SPD-Affäre hat eine 
neue Qualität. Hier geht es 
nicht nur um falsch ver- 
buchte Spenden, sondern 
um Steuerhinterziehung 

durch Mandatsträger der 
SPD  und  möglicherweise 

um Korruption. 
• Der  Spenden-Untersu- 

chungsausschuss im °ü 

destag muss alle Vorgang 
der  SPD   in   Köln  genaü 

untersuchen.  Der selbst 
nannte Chefaufklärer MJ* 
tefering  ist  dafür veran*j 
wortlich,  alle  Akten  «J 
Fakten schnellstmöglich311 

den  Tisch  zu  legen.  ^n 

schließend muss er als ehe 
maliger Landesvorsitzen 
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NICHT   AUF   KöLN   BESCHRäNKT 

der SPD in NRW aussagen, 
We'l er die politische Ver- 
antwortung trägt. 
* Wir fordern, dass Bun- 
despräsident Wolfgang 

uierse die Bestimmungen 
es Parteiengesetzes mit al- 
er Konsequenz anwendet. 
* Bei der SPD gibt es über 

le jetzige  Affäre  hinaus 
n°ch weiteren Klärungsbe- 

ar': Bei vorherigen Skan- 
da]en wie bei der Privatflie- 
|er-Affäre   in   NRW,   der 
"nanzierung der Parteizei- 

^ng    „Vorwärts"     durch 
nzeigenschaltungen der 
^- Bundestagsfrakt ion 

der bei den undurchsichti- 
§en SPD-Medienbeteili- 
gUngen in Milliardenhöhe 
reagierten die Sozialdemo- 

""aien bislang stets mit einer 
auer    des    Schweigens. 
Uch diesmal werden die 

ü 
nter|agen nicht unabhän- 
gßn Dritten übergeben, 

S°ndern  von der SPD-In- 
enrevision und von Gene- 
a Sekretär       Müntefering 
'§ernanagt". Es sieht nicht 

a"s, als würde die SPD 
M) 

aus Fehl ern lernen. 

Schaden für die 
Politische Kultur 

<^   w'r   empfinden   keine 

s^
adenfreude. Dazu ist der 

^   aden, den die politische 
Ur in unserem Land ins- 

Samt nimmt, zu groß. 

• Wir wollen niemanden 
vom hohen Ross herunter 
verurteilen, wie die SPD es 
ihrerseits mit uns getan hat. 
Uns geht es lediglich darum, 
dass die SPD nun selbst auf 
dem Boden der Realität ge- 
landet ist - und ihre Diffa- 
mierungen einstellen muss. 
Sie hat ihre moralische 
Glaubwürdigkeit eingebüßt. 

Wer im Glashaus 
sitzt, sollte nicht mit 

Steinen werfen 

• „Ich spreche der CDU die 
moralische Legitimation ab, 
unser Land zu regieren." 
(SPD-Fraktionschef Peter 
Struck im November 2000 
laut Bild-Zeitung, 7.3.02) 
• „Es kommt bei den 
Wahlen vor allem auf 
Glaubwürdigkeit an und auf 
Handlungsfähigkeit. Da lie- 
gen die Sozialdemokraten 
weit vorn." (Franz Müntefe- 
ring laut ARD, 1.2.2001) 
• „Es gab und gibt bei uns 
keine schwarzen Kassen." 
(Franz Müntefering laut 
Welt, 4.12.1999) 
• „Da, wo solche Stücke- 
lungen für uns erkennbar 
sind, werden sie ordnungs- 
gemäß von uns zusammen- 
geführt und ausgewiesen. 
Wenn ein Unternehmen sei- 
ne Spenden gestückelt hat, 
bitten wir entweder, dass wir 
den Namen nennen dürfen-, 

oder wir geben alles, was 
über der besagten Grenze 
von 20 000 Mark liegt, 
zurück." (Franz Müntefe- 
ring laut Welt, 4.12.1999) 
• „Wir stückeln keine Spen- 
den! Ich wiederhole es noch 
einmal: Spenden stückeln 
wir nicht. Wir rechnen sie 
zusammen. Noch nie hat ein 
Spender uns eine Spende 
über 20.000 DM angeboten 
und von uns verlangt, wir 
sollten die Spende stückeln, 
um die Veröffentlichungs- 
pflicht zu umgehen. Wir 
würden dies auch ablehnen. 
Wir führen im Gegenteil die 
Spenden zusammen. Wir 
überprüfen alle Spenden, 
die wir erhalten, vom Partei- 
vorstand bis zu den Ortsver- 
einen, ob es einen Zusam- 
menhang bei den Spendern 
gibt." (SPD-Schatzmeisterin 
Inge Wettig-Danielmeier auf 
dem SPD-Bundesparteitag 
in Berlin im Dezember 
1999) 
• „Alles, was bei uns über- 
prüft worden ist, ist tadellos 
in Ordnung. Besser kann 
man es überhaupt nicht ma- 
chen." (Gerhard Schröder 
laut ZDF, 9.2.2000) 
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'SPENDEN-   UND   BESTECHUNGSAFFäRE  DER   SPD 

ANDREAS  SCHMIDT: 

Rot-grüne Ausschussmehrheit hat Unter- 
suchung der SPD-Finanzen verhindert 

Der Obmann der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
im 1. Untersuchungsaus- 
schuss hat am 18. März 
zu Beginn der mündlichen 
Verhandlung des Zweiten 
Senats des Bundesverfas- 
sungsgerichts betr. die Or- 
ganklage der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion und 
der Mitglieder der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
im 1. UA gegen den 1. UA 
der 14. Wahlperiodefolgen- 
de Erklärung abgegeben: 

Das zur Verhandlung 
anstehende Organstreitver- 
fahren mit dem verbunde- 
nen Antrag auf Erlass einer 
einstweiligen Anordnung ist 
darin begründet, dass sich 
die Mitglieder der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
im 1. Untersuchungsaus- 
schuss des Deutschen Bun- 
destages durch das Verhal- 
ten der rot-grünen Aus- 
schussmehrheit in ihren 
Minderheitenrechten ver- 
letzt sehen. 

Der Deutsche Bundestag 
hat am 18. Februar 2000 den 
1. Untersuchungsausschuss 
beauftragt zu untersuchen, 
ob und inwieweit Parteien 
gegen die im Grundgesetz 
und im Parteiengesetz nor- 

"#, fP ;• 
> 

*     i 

mierte Transparenzpflicht 
verstoßen haben. 

Nach dem Untersu- 
chungsauftrag stehen also 
alle Parteien - nicht nur die 
CDU - auf dem Prüfstand 
der parlamentarischen Un- 
tersuchung. 

Die Realität ist jedoch 
eine andere: Die rot-grüne 
Ausschussmehrheit hat die 
Untersuchung der SPD-Fi- 
nanzen erfolgreich verhin- 
dert, indem Zeugen, deren 
Vernehmung beschlossen 
war, einfach nicht terminiert 
und indem Beweisanträge 
der qualifizierten Minder- 
heit als unzulässig abgelehnt 
wurden. 

Die Vereitelung der Be- 
weisanträge der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion im Aus- 
schuss beruhen nach unserer 
Überzeugung auf reiner 
Willkür der Ausschuss- 
mehrheit. 

Soweit unseren Beweis- 
anträgen entgegengehalten 
worden ist, einer Aufklärung 
bedürfe es nicht, weil der 
Bundestagspräsident bereits 
geprüft und festgestellt habe- 
dass alles in Ordnung sei. 
verkennt diese Argumenta- 
tion das Wesen parlamentari' 
scher Untersuchungen. 

Der Untersuchungsaus- 

schuss selbst soll die zu un- 
tersuchenden Vorgänge prü- 
fen können und sich nicht au 
das Prüfungsergebnis - wel- 
eher Behörden auch immer" 
verlassen müssen. 

Die aktuelle SPD-Spen- 
denaffäre in NRW doku- 
mentiert, dass die Nichtbe- 
anstandung des Rechen- 
schaftsberichts einer Partel 

durch den Bundestagspräs1' 
denten sicher kein Bewe's 

dafür ist, dass die Angabe11 

in diesem Rechenschaf tsbe 

rieht auch der Wahrheit ent- 
sprechen. Kein Bundestags 
Präsident hat jemals die r-e 

chenschaftsberichte der Sr 
wegen der jetzt bekannt g 
wordenen Spendenvorg3 

ge beanstandet. 
Darüber hinaus ist auc 

zu berücksichtigen, dass <J 
Prüfungsmaßstab des Bün' 
destagspräsidenten     a lie'11 
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MEINUNGSAUSTAUSCH 

CDU-PRÄSIDIUM   -   DEUTSCHE   B I S C H 0 FS K 0 N F E R E N Z 

Vordringlich: Arbeitslosigkeit überwinden 
Vertreter des Präsidiums 
unter der Leitung von 
Angela Merkel und Ver- 
treter der Deutschen 
»ischofskonferenz unter 
Leitung von Kardinal 
Karl Lehmann sind am 
14. März in Berlin zu ei- 
nem Meinungsaustausch 
zusammen getroffen. 

Im Mittelpunkt der Be- 
Segnung standen Fragen 
der Bioethik, das Zuwan- 
derungsgesetz und die Pro- 
blematik auf dem Arbeits- 
uiarkt. 

Im Blick auf die Ent- 
Scheidung des Deutschen 
Bundestags zum Import 
menschlicher embryonaler 
Stammzellen wiesen Teil- 

nehmer der CDU darauf 
hin, dass die Diskussion in- 
nerhalb der CDU von gro- 
ßem gegenseitigem Re- 
spekt geprägt war und sich 
der Einzelne seine Ent- 
scheidung niemals leicht 
gemacht hat. Die Vertreter 
der Deutschen Bischofs- 
konferenz würdigten den 
entschiedenen Einsatz der 
B undestagsabgeordneten 
zur Verhinderung einer 
verbrauchenden Embryo- 
nenforschung; sie bedauer- 
ten aber auch, dass viele 
Unionsabgeordnete einem 
Import menschlicher em- 
bryonaler Stammzellen un- 
ter restriktiven Vorausset- 
zungen zugestimmt haben. 

In der Frage der Zuwan- 
derung bestand Einigkeit, 
dass die bisherigen gesetz- 
lichen Regelungen unzu- 
reichend seien und durch 
ein neues Gesetz abgelöst 
werden müssen. Beide Sei- 
ten waren sich einig, dass 
Familien das Recht haben, 
zusammen zu leben. Unter- 
schiedliche Meinungen be- 
standen allerdings über die 
Regelung des Nachzugsal- 
ters im Gesetz. 

Maßnahmen gegen die 
Arbeitslosigkeit wurden als 
besonders dringlich ange- 
sehen. Die Vertreter der 
CDU erläuterten ihr Pro- 
gramm zur Bekämpf ung der 
Arbeitslosigkeit. 

as Parteiengesetz ist, wäh- 
rend dem Untersuchungs- 
ausschuss auch das Grund- 
gesetz als Prüfungsmaßstab 
aufgegeben ist. 

Ich will hier auch sehr 
gütlich machen, dass die 

^DU/CSU-Bundestags- 
. Aktion und ihre Mitglieder 

'•   Untersuchungsaus- 
schuss   allergrößten   Wert 

arauf legen, dass der zu er- 

re hde       Schlussbericht 
c"tzeitig vorgelegt wird, 

B   dass   dieser   Deutsche 
Undestag in dieser Legisla- 

turperiode ihn noch debat- 
tieren und die Öffentlichkeit 
ihn rechtzeitig vor der Bun- 
destagswahl zur Kenntnis 
nehmen kann. 

Wir sind der festen Über- 
zeugung, dass wir dieses 
Ziel erreichen können, auch 
wenn wir die streitigen Zeu- 
genvernehmungen durch- 
führen und die beantragten 
Aktenbeiziehungen vorneh- 
men. Es steht uns noch genü- 
gend Zeit zur Verfügung. 

Der Untersuchungsaus- 
schuss hat eine  Vielzahl 

von Aktenbeiziehungen, 
Zeugenvernehmungen, so- 
wie die Terminierung der 
Vernehmung der Zeugen 
Terlinden, Müntefering 
und Schartau für den 21. 
März 2002 beschlossen - 
letzteres übrigens auf An- 
trag der SPD. 

Dies zeigt: Bei den stritti- 
gen Fragen der Beweisauf- 
nahme geht es nicht um Zeit- 
probleme, sondern offen- 
sichtlich um politische Op- 
portunitäten der rot-grünen 
Ausschussmehrheit.        UD 
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1 ARBEIT SVERMITTLUNG 

KARL-JOSEF   LAUMANN: 

Reform der Bundesanstalt für Arbeit 
auf dem Rücken der Arbeitslosen 

Gegen den Widerstand 
der Sozialdemokraten hat 
die Union das Vermitt- 
lungsmonopol der Bun- 
desanstalt für Arbeit auf- 
gebrochen und private Ar- 
beitsvermittlung zugelas- 
sen. Effektivität und Ak- 
zeptanz der Arbeitsämter 
werden nur dann erhöht, 
wenn sie sich im Wettbe- 
werb und in der Koopera- 
tion mit privaten Anbie- 
tern bewähren müssen. 

Die jetzt vorgelegten 
Pläne der Bundesregierung 
zur Verbesserung der Zu- 
sammenarbeit zwischen Ar- 
beitsämtern und privaten Ar- 
beitsvermittlern sind konfus, 
widersprüchlich und zum 
Nachteil von Arbeitslosen. 
• Die Inanspruchnahme ei- 
nerprivaten Arbeitsvermitt- 
lung soll erst nach dreimo- 
natiger Arbeitslosigkeit auf 
Kosten des Arbeitsamtes 
möglich werden. Das min- 
dert die Chancen von Ar- 
beitssuchenden, möglichst 
rasch wieder in Lohn und 
Brot zu kommen. Richtig 
wäre es. die private Arbeits- 
vermittlung vom ersten Tag 
der Arbeitslosigkeit an bei 
anteiliger Kostenerstattung 
zuzulassen. 

• Private Arbeitsvermittler 
sollen als Honorar für ihre 
Tätigkeit bis zum 272-fa- 
chen des neuen Arbeitsent- 
geltes in Rechnung stellen 
dürfen. Das Arbeitsamt 
übernimmt aber - bei einer 
Arbeitslosigkeit von bis zu 6 
Monaten - nur einen Ko- 
stenanteil von 1.500 Euro. 
Das ist zu wenig. 
BEISPIEL: Ein Arbeitslo- 
ser wird in einen Job mit ei- 
nem Monatsverdienst von 
2.000 Euro vermittelt. Die 
Vermittlungsgebühr beträgt 
2'/2 x 2000 = 5.000 Euro. 
Davon zahlt die Arbeitsver- 
waltung 1.500 Euro. Der 
ehemals Arbeitslose bleibt 
auf Kosten von 3.500 Euro 
sitzen. Das ist unzumutbar. 
• Das rot-grüne Gesetz ist 
unwirtschaftlich. 
BEISPIEL Ein seit 10 Mo- 
naten Arbeitsloser hat An- 
spruch auf einen Kostenan- 
teil für private Vermittlung 
von 2.500 Euro. Er wird pri- 
vat in einen neuen Job ver- 
mittelt, der mit 800 Euro mo- 
natlich entlohnt wird. Die 
Vermittlungsgebühr darf ei- 
gentlich nur 2'/2 x 800 = 
2000 Euro betragen. Den- 
noch darf der private Ver- 
mittler die im Rahmen ei- 

nes Gutschein-Systems zur 
Verfügung gestellten 2.500 
Euro behalten. Dies ist eine 
ungerechtfertigte Ver- 
schwendung von Mitteinder 

Bundesanstalt. 
• Die Höhe des Kostenan- 
teils der Bundesanstalt bei 
der Inanspruchnahme priva- 
ter Arbeitsvermittlung ori- 
entiert sich ausschließlich 
an der Dauer der Arbeits- 
losigkeit. Andere Vermitt- 
lungserschwernisse, wie 
z.B. gesundheitliche Pro- 
bleme oder unzureichende 

Qualifikation, werden über- 
haupt nicht berücksichtigt- 

Der rot-grüne Gesetzent- 
wurf zur Reform der Bun- 
desanstalt für Arbeit weist in 
die richtige Richtung, isI 

aber noch völlig unausge' 
reift. Neben den aufge' 
zeigten Nachteilen fehlen 
wesentliche Reformschritte 
völlig: Es gibt keine Ansätze 
zur Konzentration auf die 

Kernaufgaben der Bundes' 
anstalt. Die dringend not' 
wendige Zusammenführ' 

ung der Arbeit der S°' 
zialämter und der Arbeit' 
ämter wird nicht angepackt- 
Der Bundesregierung feh' 
die Kraft für wirkliche Re' 
formen. • 
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GLEICHSTELLUNGSPOLITIK 

MARIA   BöHMER: 

Wer Rot-Grün vertraut, muss 
vom Prinzip „Hoffnung" leben 

^u Gleichstellungspolitik 
aei* Grünen erklärte die 
stellvertretende Vorsitz- 
ende der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion: 

Die Grünen haben ein 
fiteres Glaubwürdigkeits- 
Problem. Jetzt stellt sich 
Joschka Fischer vollmundig 
an die Spitze der Gleichbe- 
^chtigungsbewegung. Die 
Realität sieht anders aus: 
wo waren die Grünen, als 
es in den 37, Jahren rot-grü- 

er Regierungszeit um eine 
P°litik für Frauen ging? 

Wo haben sie sich gegen 
^eue Benachteiligungen für 

rauen bei der Rente ge- 
Ste"t? Sie haben die Ab- 
schaffung der Witwenrente 
^beschlossen und keine 
Kornpensation geschaffen. 

** as haben sie konkret für 
le Gleichberechtigung der 
rauen getan? Sie haben mit 
er r°t-grünen Bundesregie- 

^n§ das Gleichstellungsge- 
Jlz ! • Klasse beerdigt. 

b   Wo haben sie für Ver- 
heerungen bei der Kinder- 

rufreUUng §esorgt? Bei be" 
bedingten Betreuungs- 

d
0sten bleiben Eltern auf 

fersten 1500 Euro sitzen. 
lcnt erwerbstätige gehen 

gerade leer aus. 

• Wo haben sie allein er- 
ziehende Mütter entlastet? 
Sie haben mit dem sog. 
„Zweiten Familienförde- 
rungsgesetz" allein Erzie- 
hende durch die Abschaf- 
fung des Haushaltsfreibe- 
trages finanziell massiv 
schlechter gestellt. Viele 
werden dadurch in die So- 
zialhilfe gedrängt. 
• Wo haben sie für Entla- 
stung in privaten Haushalten 

gesorgt? Die steuerliche Ab- 
setzbarkeit von Haushalts- 
kräften wurde abgeschafft. 
Damit haben die Grünen der 
Doppelbelastung von Frau- 
en zwischen Haushalt und 
Beruf weiteren Vorschub 
geleistet. 

DAS FAZIT: 
Wer Rot-Grün vertraut, 
muss auch weiterhin vom 
Prinzip „Hoffnung" leben. 

PRAKTIKUM   BEI   DER   CDU   IM   ERFTKREIS 

Politikern über die Schulter geschaut 

Im Rahmen ihres Studiums 
der Kulturwissenschaften 
an der Universität Frank- 
furt/Oder nahm Aneta 
Kaczmarczyk im CDU- 
Center-Erftkreis (CDU- 
Kreisgeschäftsstelle und 
Wahlkreisbüros der Land- 
tagsabgeordneten Michael 
Breuer, Jürgen Rüttgers 
und Willi Zylajew) Ein- 
blicke in die Arbeit der 
CDU und der Abgeordne- 
ten. Die 21 -jährige Studen- 
tin aus Polen sah den Ab- 
geordneten und den Mitar- 
beitern vier Wochen lang 
in Frechen über die Schul- 

ter. Zu dem Praktikum 
gehörte auch der Besuch 
zweier Kommunalfraktio- 
nen und die Teilnahme an 
vielen CDU-Veranstaltun- 
gen auf Orts-, Kreis- und 
Bezirksebene. Höhepunkt 
war ein Besuch im Land- 
tag, bei dem sie von Willi 
Zylajew betreut wurde. 
Aneta Kaczmarczyk: „In 
diesen Wochen habe ich 
viel über das politische Sy- 
stem in der Bundesrepu- 
blik Deutschland gelernt. 
Ich kann jedem Interessier- 
ten ein solches Praktikum 
empfehlen." 

UID 9/2002 • 11 



'Aus    DER    CDU / CS U -BUNDESTAGSFRAKTION 

Tarifpolitische Rituale 
• Vor der Gefahr eines Ar- 
beitskampfs hat der wirt- 
schaftspolitische Sprecher 
der CDU/CSU, Matthias 
Wissmann, gewarnt: „An- 
gesichts von knapp 4,3 
Millionen Arbeitslosen in 
Deutschland wären lange 
tarifpolitische Rituale fehl 
am Platz." Wenn die Lohn- 
entwicklung den Produkti- 
vitätszuwachs und die Infla- 
tionsrate übersteigt, erhöht 
sich die Arbeitslosigkeit; 
liegen sie gleich, entsteht 
keine neue Beschäftigung. 

Milliarden-Verluste 
• Mit falschen Angaben er- 
schleichen Arbeitslose und 
Betriebe mehr Geld vom 
Staat, als ihnen zusteht. 
Fliegt der Schwindel auf, 
dann bekommt die Bundes- 
anstalt für Arbeit trotzdem 
keinen Cent zurück. Die 
Rückforderungen belaufen 
sich inzwischen auf 2,15 Mil- 
liarden Euro. 376 Millionen 
Euro davon sind zu viel 
gezahltes Arbeitslosengeld. 
Hans-Joachim Fuchtel 
MdB: „Würde die Bundes- 
anstalt die Außenstände kon- 
sequent eintreiben, könnte 
der Beitragssatz zur Arbeits- 
losenversicherung um 0,2 
auf 6,3 Prozent sinken." 

Neuer Rekord 
• Hehre Ziele hat Wirt- 
schaftsminister   Müller   im 

BRIEF   AN   DEN   BUNDESKANZLER 

Union kritisiert Informationspolitik 
der Bundesregierung 

Folgenden Brief haben 
am 19. März die Partei- 
vorsitzende Angela Mer- 
kel, der Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Friedrich Merz, 
sowie der erste stellver- 
tretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Michael Glos, 
an den Bundeskanzler 
geschrieben. Ein gleich- 
lautender Brief ging dem 
Bundeskanzler auch 
durch Partei- und Frakti- 
onsführung der FDP zu: 

Mit erheblichem Be- 
fremden nehmen wir zur 
Kenntnis, dass in der heuti- 
gen Ausgabe der Frank- 
furter Allgemeinen Zeitung 
aus einem Protokoll zitiert 
wird, das vorgeblich den 
Verlauf der Unterrich- 
tungsrunde zwischen Bun- 
desregierung und Opposi- 
tion über den Stand des Ein- 
satzes der Bundeswehr im 

Mittelstandsbericht formu- 
liert. In der Praxis geschieht 
das Gegenteil. Versprochen 
wird: Ausgaben senken. Auf 
unter 40 Prozent wollte Rot- 
Grün die Sozialabgaben sen- 
ken. Fakt: Unter Berücksich- 
tigung der Ökosteuer und der 

Nahen und Mittleren Osten 
wiedergibt. Wir lassen da- 
hin gestellt, ob dieses Pro- 
tokoll den Gesprächsver- 
lauf richtig wiedergibt. 
Schließlich liegt uns dieses 
Protokoll nicht vor. 

Zudem stellen wir fest, 
dass wir zu keinem Zeit- 
punkt vor, während oder 
nach der Unterrichtung 
darüber informiert wur- 
den, dass ein Protokoll er- 
stellt wird. Dieses Proto- 
koll liegt nun nicht uns als 
Teilnehmern der Unter- 
richtung, sondern der 
Presse vor. Wir stellen des- 
halb fest, dass die Vertrau- 
lichkeit der Sitzung von 
Seiten der Regierung ge- 
brochen worden ist. 

Der Vorgang insgesamt 
markiert einen Tiefpunkt 
der Informationspolitik 
der Regierung gegenüber 
der Opposition in außen- 
politisch kritischer Zeit. 

Neuregelung der Abgaben' 
pflicht bei geringfügiger B^' 
schäftigung liegt die Bela' 
stung von Bürgern und Be' 
trieben heute bei 43,6. HaflS' 
Jürgen Doss, mittelstands' 

pol itscher Sprecher der CE 
CSU: „Neuer Rekord." UP 
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KURZ   &   BüNDIG 

ETWA 700 der rund 
^0.000 Sozialdemokraten in 
°erlin haben ihr Parteibuch 
2urückgegeben, und zwar 
Seit dem Abschluss der 
^°alitionsverhandlungen 
"ft der PDS im Januar. Be- 
s°nders groß sind die SPD- 
^itgliederverluste im West- 
teil der Haupstadt. 

D|E  KONTROLLE über 
d,e   Parteifinanzen    sollte 
"ach Ansicht des Göttinger 
°'itikwissenschaftlers Pe- 

er Lösche von einer unab- 
hängigen Kommission mit 
^taatsanwaltschaftlichen 

e'Ugnissen   übernommen 
Werden.  Deren  Mitglieder 
^üssten nach dem gleichen 
^ahlverfahren     bestimmt 
^erden wie die Richter am 

undesverfassungsricht. 
le Kommission müsste in 
le Lage versetzt werden, je- 
erzeit und in jedem Unter- 
e*irk  oder Kreisverband 
le Bücher zu prüfen. Lö- 

Sfhe: "Die Kölner Spenden- 
äre könnte sich bereits auf 

s'
e Landtagswahl in Sach- 

en-Anhalt auswirken." 

^'NEN NEUEN Höchst- 

(li
and werden in diesem Jahr 

Unternehmensinsolven- 
s
en erreichen. Die Wirt- 

f 
aftsauskunftei Creditre- 

u 
rin erwartet einen Anstieg 

,    rur>d ein Viertel gegenü- 

32o    m  VorJanr'  'n dem 
"278 Unternehmen Pleite 

CDU-Kandidat Martin Patzelt gewinnt 
Bürgermeister-Stichwahl in Frankfurt/Oder 

Mit 53,27 Prozent der Stimmen hat sich bei der Stichwahl um 
das Amt des Bürgermeisters im brandenburgischen Frank- 
furt/Oder der CDU-Kandidat Martin Patzelt durchgesetzt. Ver- 
loren hat die Wahl der Kandidat vom Bürgerbündnis 2002, der 
ehemalige hauptamtliche Stasi-Mitarbeiter Axel Henschke, der 
auf 46,73 Prozent der Stimmen kam. 

gegangen waren: 14 Prozent 
mehr als in 2000. Höhe der 
offenen Forderungen aller 
Insolvenzanträge zusam- 
men: 31 Milliarden Euro. In 
2000 waren es 24 Milliarden. 
Am stärksten betroffen: wie- 
derum das Baugewerbe mit 
28 Prozent Insolvenzen. 

IMMER   HÄUFIGER 
können private Schuldner 
die Forderungen ihrer Gläu- 
biger nicht begleichen. 1,33 
Millionen Mal mussten sich 
im vergangenen Jahr die Ge- 
richte damit befassen: ein 
Anstieg gegenüber dem 
Vorjahr um 17,5 Prozent, im 
Osten sogar um 28,2 Pro- 
zent, hat die Wirtschaftsaus- 
kunftei Bürgel ermittelt. 

GEGEN TERROR will 
der Allianz-Konzern dem- 
nächst wieder Flugzeuge um- 
fassend versichern. Die ge- 
nauen Modalitäten stehen 
noch nicht fest. Die Dek- 
kungssumme soll sich auf bis 
zu fünf Milliarden Dollar(5,7 
Milliarden Euro) belaufen. 

41 TAGE IM JAHR kla- 
gen 8,3 Millionen Men- 
schen in Deutschland über 
Symptome allergischen 
Schnupfens. Das ergab eine 
repräsentative Umfrage im 
Auftrag des Bundesver- 
bands der Betriebskranken- 
kassen (BKK). 76 Prozent 
der Betroffenen leiden an 
Heuschnupfen, also einer 
Allergie gegen Pollen und 
Gräser. Viele von ihnen ha- 
ben aus diesem Grund ihre 
Lebensweise geändert und 
meiden während des Pollen- 
flugs das Freie. 

VERDOPPELT hat sich in 
den letzten fünf Jahren die 
Zahl der Ratten in Deutsch- 
land: auf 300 Millionen. Die 
Zunahme führen die Schäd- 
lingsbekämpfer vor allem 
auf die „Finanzmisere in den 
Kommunen" zurück. Außer- 
dem kritisieren Experten, 
dass immer mehr Essensreste 
durch die Toiletten in die Ka- 
nalisation gespült werden 
und den Ratten als Nah- 
rungsquelle dienen. UD 
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EVANGELISCHER   ARBEITSKREIS 

JOCHEN   BORCHERT: 

Ein klares Signal an die evangelischen 
Christen in Deutschland 

Als der Bundesvorsitzen- 
de des Evangelischen Ar- 
beitskreises der CDU/ 
CSU (EAK), Jochen Bor- 
chert, in seiner Einladung 
zum 50 jährigen Bestehen 
des EAK schrieb: „Lassen 
Sie uns diesen Anlass zu ei- 
nem Eest protestantischen 
Bekenntnisses in der CDU/ 
CSU werden" wusste er 
selbst noch nicht, dass der 
16. März diesen Wunsch 
über alle Maßen erfüllen 
sollte. Weit über 2000 
Menschen kamen in die 
überfüllte Siegerlandhal- 
le, um beim Festakt mit da- 
bei zu sein. 

Der Bundesvorsitzende 
begrüßte in seiner Anspra- 
che die Parteivorsitzende 
Angela Merkel, den Bundes- 

präsidenten a.D. Roman 
Herzog, den Altbundes- 
kanzler Helmut Kohl, den 
Ratsvorsitzenden der EKD, 
Manfred Kock, und viele an- 
dere Vertreter aus Politik 
und Kirche, die als Redner 
und Gäste nach Siegen ge- 
kommen waren. 

Vordem Festakt traf man 
sich zum Gottesdienst. Prä- 
ses Manfred Sorg predigte 
über das Bibelwort: „Suchet 
der Stadt Bestes"! Er rief die 
Christen zu politischer Ver- 
antwortung auf: „Entzieht 
Euch als Christinnen und 
Christen nicht dem Auftrag, 
die gesellschaftliche Ord- 
nung aktiv mitzugestalten 
und aus christlichen Grund- 
sätzen zu handeln. Träumt 
Euch nicht weg in eine Ni- 

sche, in der es sich behaglich 
leben ließe, sondern nehm' 
das Risiko auf Euch, Euch 
einzumischen." 

Beim Festakt in der Sie' 
gerlandhalle wies der Bun- 
desvorsitzende Jochen Bof' 
chert auf die ursprüngliche11 

Ziele des EAK hin: 
• Es sollte ein klares Sign3' 
den evangelischen Christen 
in Deutschland gegeben 
werden. Dieses hieß: die p0' 
litische Union aus kathoh' 
sehen und evangelischen 

Christen in der CDU ist Rea- 
lität. Die Protestanten >n 

Deutschland haben eine 

politische Heimat in der 
Christdemokratie. 
• Das protestantische Vor- 
urteil gegen die katholisch 

Fotos: Karl-Hermann Seh la bach 
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EVANGELISCHER   ARBEITSKREIS 

FESTAKT   ZUM 
50-JÄHRIGEN 

JUBILÄUM   DES 
EVANGELISCHEN 
ARBEITSKREISES 

DER   CDU/CSU 

j~DU sollte ein für alle mal 
eseitigt werden, und  um 
'esem Vorurteil zu entgeg- 

en, sollte der EAK viele 
Protestanten für die Politik 
er Union gewinnen. 
Der Dialog mit der Evan- 

ge'ischen Kirche sollte in- 
tensiviert   und   verbessert 
J^rden. Der EAK sollte als 

rucke dienen, um Dialog 
na  Begegnung  zwischen 

7""che und Politik zu för- 
dern." 

* Der EAK sollte in die 
n'°n hineinwirken, um 

evangelischem Gedanken- 
8ut in der Partei Raum zu 
geben. 

»Diesen    Themenberei- 
en'\ so Borchert, „ist der 

EAK in den letzten 50 Jah- 
ren gerecht geworden." Al- 
lein dem EAK sei es zu ver- 
danken, so Borchert, dass 
das „Band der Kommuni- 
kation" zur Evangelischen 
Kirche in Deutschland nie 
abgerissen ist. Dies wurde 
auch von den Kirchen Vertre- 
tern betont. 

Unglaubliches Erlebnis 

Roman Herzog drückte 
im ersten Satz seiner Festan- 
sprache das aus, was alle an 
diesem Tag fühlten: „Es ist 
ein unglaubliches Erlebnis! 
Die Älteren von Ihnen wer- 
den wissen, dass ich eine 
ganze Reihe von Jahren im 
Evangelischen Arbeitskreis 
im Bundesvorstand und 
dann als Bundesvorsitzen- 
der mitgearbeitet habe. Aber 
so einen Saal wie hier voller 
Menschen, voller motivier- 
ter Menschen, habe ich nie 

erlebt, obwohl unsere Ver- 
anstaltungen seinerzeit auch 
nicht unterbesucht waren." 

Kein Zweifel: der EAK 
erfährt Aufwind. Der Wunsch 
nach christlicher Werte- 
orientierung in der Gesell- 
schaft allgemein, aber vor al- 
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EVANGELISCHER  ARBEITSKREIS 

lern bei den Mitgliedern der 
CDU/CSU ist wieder deut- 
lich spürbarer geworden. 
Vorbei sind die Zeiten, als 
manche sich einbildeten, 
dass das „C" in der Partei 
reine Ornamentik wäre. 
Vorbei auch die Angst, dass 
eine zunehmende Säkulari- 
sierung das „C" in Frage 
stellen könnte. 

Wertebestimmtheit setzt 
sich gegen Beliebigkeit 
durch! Das gilt auch im po- 
litischen Spektrum. Das „C" 
ist und bleibt ein wichtiges 
Entscheidungskriterium für 
diejenigen, die in der Union 
Parteimitglied sind, und für 
diejenigen, die es werden 
wollen. 

Gedankenschmiede 

Seit 1952 glänzt dieses 
„C" im Unionsnamen nun 
auch noch deutlicher im pro- 
testantischen Sinne und es 
wird durch die „Gedanken- 

schmiede" EAK immer wie- 
der neu interpretiert und für 
die aktuelle Politik fruchtbar 
gemacht. Diese Eigenschaft 
des EAK hob die Parteivor- 
sitzende bei ihrer Ansprache 
hervor: „Und dass es deshalb 
eine Organisation gibt, die 
sagt: 'Wir wollen Tradition 
bewahren, aber wir sind auch 
bereit, in protestantischer 
Tradition quer zu denken', 
das halte ich für eine der gro- 
ßen Leistungen des EAK." 

In verschiedenen Punk- 
ten machte Angela Merkel 
die   Bedeutung   des   EAK 

deutlich: „Ein Punkt, an dem 
der Evangelische Arbeits- 
kreis als Mahner, als Sach- 
walter des Lebens in den 
vergangenen Monaten eine 
ganz herausragende Rolle 
gespielt hat, ist der, der sich 
mit den Grenzen des Lebens 
beschäftigt. Ein Punkt, in 
dem es erfreulicherweise 
eine sehr enge Übereinstim- 
mung zwischen der Evange- 
lischen Kirche und dem 
EAK gibt, eine Tatsache, die 
Anfang der 90er Jahre im 
Zusammenhang mit der Dis- 
kussion über den § 218 zehn 
Jahre später gar nicht erwar- 
tet werden konnte." 

Ein wichtiger Dienst 

Helmut Kohl kam in sei- 
nem Grußwort zu der Fest- 
stellung: „Ich glaube, mal1 

kann heute 50 Jahre danach 
sagen, dass der EAK in den 
fünf Jahrzehnten seines Be' 
Stehens die Wertmaßstäbe. 
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nach denen er angetreten ist, 
und die Wurzeln, die er 
Pflegt, immer wieder hoch- 
gehalten hat, und damit hat 
er unserer Partei, und ich 
Sage jetzt bewusst ohne 
Übertreibung, auch unse- 
rern Land einen großen 
dienst erwiesen." 

Roman Herzog lenkte 
2um Abschluss der Veran- 
staltung die Gedanken auf 
den Dialog der Kulturen und 
damit auf ein Aufgabenfeld, 
das er dem EAK ans Herz 
le§te. „Die Kräfte, die in 
der Welt entstanden sind - 
der Islam, der Hinduismus 
tc-~, die werden uns fragen, 

was glaubt ihr eigentlich?" 
^uf diese Fragen muss die 
CDU/CSU stärker als bisher 
v°rbreitet sein. 

Das gute Gewissen 
der Partei 

vv Eine Antwort, die nur das 
0rt „Freiheit" kennt, wird 

ach der Einschätzung von 
R°rnan   Herzog jedenfalls 
n,cht ausreichen. Der EAK 
"Jüss  die   Bedeutung  des 
rötlichen   Bekenntnisses 
Ur das politische Handeln 
er Union deshalb auch in 
ukunft deutlich benennen. 
asle und Redner kamen in 
^r Hoffnung überein, dass 
* EAK auch in Zukunft 

|'das gute Gewissen" der Par- 
eib|eibenmöge. 
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BERATUNGEN   IN   SOMMERFELD 

Angela Merkel Gast bei der 
Fraktionsklausur der Berliner CDU 

Knapp fünf Monate nach 
den Wahlen zum Abge- 
ordnetenhaus hat sich die 
Berliner CDU-Fraktion zu 
ihrer ersten Klausursit- 
zung nach Sommerfeld in 
Brandenburg zurückge- 
zogen, um eine erste Bilanz 
ihrer Oppositionsarbeit 
zu ziehen und die The- 
menschwerpunkte für die 
nächsten Wochen und Mo- 
nate zu bestimmen. 

Dabei wurde eines 
schnell deutlich: Die 35 Par- 
lamentarier wollen mit Ent- 
schlossenheit, Geschlossen- 
heit und Zuversicht an die 
Arbeit gehen und ihre Rolle 
als stärkste Oppositions- 
fraktion annehmen. 

Neue Impulse für ihre Ar- 
beit hat der Fraktion der Be- 
such der Parteivorsitzenden 
Angela Merkel gegeben - 

yy 
Die Berliner CDU 

ist nach diesem 
Wochenende in der 

Opposition angekom- 
men und hat einstim- 
mig beschlossen, dass 

sie da ganz schnell 
wieder raus will. 

Frank Steffel 

ein Besuch, der das gute 
Verhältnis der Berliner CDU 
zum Bundesverband doku- 
mentiert. Angela Merkel 
stellte die Wahlkampfstrate- 
gie und die Ziele der Union 
im bevorstehenden Bundes- 
tagswahlkampf vor und be- 
schrieb die gute Ausgangs- 
lage von Edmund Stoiber. 

Im Vorfeld der Klausur- 

tagung hatte Fraktionsvor- 
sitzender Frank Steffel zehn 
Thesen zum Neuanfang der 
BerlinerCDU vorgelegt. Sie 
wurden von der Fraktion in 
Sommerfeld einmütig ange- 
nommen und waren Grund- 
lage für die Tagung. Dabei 
waren sich alle einig, dass 
der Berliner CDU eine Neu- 
positionierung vor allem im 
Bereich der Wirtschafts-. 
Finanz-, und Sozialpolitik 
gelingen muss, um eine in- 
haltliche Auseinanderset- 
zung mit dem rot-dunkelro- 
ten Senat zu führen. 

Der Leitantrag „Soziale 
und christliche Verantwor- 
tung für ein neues Berlin' 
stand im Mittelpunkt der Dis- 
kussion. Dabei kam die 
CDU-Fraktion zu dem Er- 
gebnis, dass eine stabi le Wirt- 
schafts- und Sozialordnung 
untrennbar miteinander ver- 
bunden sind und der Solidar- 
und Selbsthilfegedanke in aF 
len Bereichen gestärkt wer- 
den muss. Effiziente wirt- 
schaftliche Rahmenbedin- 
gungen neben der Senkung 
der Kosten für den Faktor Ar- 
beit sind Voraussetzungen 
für stabile soziale Verhält' 
nisse und haben direkte Aus- 
wirkungen auf die Finanzsi- 
tuation eines Landes. 
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HANS-GERT   POTTERING:: 

Der EU-Gipfel in Barcelona hat wichtige 
Grundlagen gelegt 

Der Vorsitzende der EVP- 
ED-Fraktion im Europäi- 
schen Parlament, Hans- 
Gert Pöttering, hat die Er- 
gebnisse des EU-Gipfels in 
Barcelona begrüßt und 
der spanischen EU-Rats- 
Präsidentschaft unter Mi- 
nisterpräsident Jose Ma- 
ria Aznar seine Anerken- 
nung ausgesprochen. 

Der Gipfel habe in 
Schlüsselbereichen wich- 
l|ge Grundlagen gelegt, auf 
denen jetzt mehr Wettbe- 
werbsfähigkeit und eine 
dynamischere Wirtschafts- 
er>twicklung möglich wer- 
den können. Hierzu gehöre 
Ir>sbesondere die Liberali- 
sierung von ca. 60 Prozent 
des Energiemarktes, wei- 
tere Fortschritte bei der In- 
tegration der finanziellen 
U|enstleistungen sowie die 

Annahme der Kommissi- 
onsvorschläge für den Ar- 
beitsmarkt. Positiv sei dar- 
über hinaus die Annahme 
des Satellitennavigations- 
projekts Galileo, aber auch 
die erneute Bekräftigung 
der Ziele des Stabilitäts- 
paktes einschließlich des 
Abbaus der Haushaltsdefi- 
zite. Allerdings bedauerte 
Pöttering, dass die Libera- 
lisierung des Energiemark- 
tes für private Verbraucher 
wegen des französischen 
Widerstands noch nicht 
beschlossen werden konn- 
te. Dies müsse so schnell 
wie möglich nachgeholt 
werden. 

„Der Gipfel hat wich- 
tige Grundlagen gelegt. 
Jetzt ist es an den Mitglied- 
staaten, hierauf aufbauend 
ihren Teil zu mehr wirt- 

schaftlicher Dynamik in 
der Union beizutragen", er- 
klärte Pöttering. 

Hans-Gert Pöttering be- 
grüßte die deutlichen Wor- 
te, die die Gipfelteilnehmer 
zur Lage im Nahen Osten 
gefunden haben. Die Eu- 
ropäische Union müsse 
ihren Beitrag dazu leisten, 
die Gewaltspirale zu been- 
den, um zu einer dauerhaf- 
ten friedlichen Regelung zu 
kommen. 

Die Grundlage hierfür 
sei die Anerkennung eines 
palästinensischen Staates 
und der Zukunft Israels in 
gesicherten Grenzen. Die 
Europäische Union habe in 
Barcelona das Signal gege- 
ben, dass sie das ihr Mögli- 
che zu einer Friedensrege- 
lung im Nahen Osten bei- 
tragen werde. 

Ausdrücklich begrüßt 
^Ul"de ebenso die Einbin- 
dung der Bezirke in die Frak- 
l0nsarbeit. Die Bezirksbür- 

jterrneister und Stadträte ha- 
en auf der Klausurtagung 

dUs ihrer Sicht über die Aus- 
"Zungen und Konsequen- 

en der Senatspolitik auf die 
erliner  Bezirke  berichtet 

und die katastrophale Haus- 
haltspolitik des rot-dunkel- 
roten Senats kritisiert. 

Die CDU-Fraktion will 
nun entschlossen und mit 
Geschlossenheit gegen die 
Konzeptlosigkeit von SPD 
und PDS angehen und - so 
wie es Frank Steffel formu- 
lierte - nach dem Abschluss 

der erfolgreichen Aufbau- 
phase Berlins 1998/99 mit 
neuem Tatendrang an die 
Arbeit gehen: frei nach dem 
Satz, den der brandenbur- 
gische Innenminister Jörg 
Schönbohm in Sommerfeld 
formulierte: „Lieber ehrlich 
opponiert, als korrumpiert 
regiert." UD 
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SPD-SKANDALE 

Harte Fakten 

Klüngel, Korruption, Kom- 
plizentum. Es läuft wie ge- 
schmiert. Es ist fast lustig, 
dass in dieser ehrenwerten 
Gesellschaft die Kölner 
SPD noch immer mit „Eh- 
renerklärungen " arbeitet. 
Harte Fakten stehen dage- 
gen: Ermittlungen gegen ei- 
nen SPD-Bundestagsabge- 
ordneten aus Sachsen-An- 
halt auf Grund des Ver- 
dachts der Steuerhinterzie- 
hung. Die PDS hat späte- 
stens mit der Euro-Umstel- 
lung nichts mehr mit SED- 
Geldern zu tun, weil die ja 
noch in Mark von dunklen 
Mächten beiseite gebracht 
wurden. So viel Beton kann 
die SPD augenblicklich gar 
nicht anrühren, um ihren 
Fall in Köln einzubetonie- 
ren. Leipziger Volkszeitung 

Noch längst nicht 
alles auf dem Tisch 

Köln, Wuppertal, Kiel, Halle. 
Städte werden zum Symbol 

für Korruption. Kein Tag 
vergeht, ohne dass nicht ein 
neuer Skandal aufgedeckt 
wird. Kommunalpolitiker, 
ein Oberbürgermeister, der 
Chef der Staatskanzlei 
Schleswig-Holsteins, ein 
Bundestagsabgeordneter: 
sie alle waren gestern noch 
unbescholtene SPD-Politi- 
ker, heute ermittelt der 
Staatsanwalt gegen sie. 
Noch ist kein System zu ent- 
decken. Noch lässt sich kein 
abschließendes Urteilfällen. 
Aber aller Wahrscheinlich- 
keit nach ist noch längst nicht 
alles auf dem Tisch, werden 
weitere Namen genannt, wei- 
tere Ermittlungsverfahren 
eingeleitet werden. 

Sächsische Zeitung 

Erhebliche kriminelle 
Energie 

Die SPD setzte in den ver- 
gangenen Tagen alles da- 
ran, die jüngste Schwarz- 
geldaffäre auf ein lokalpoli- 
tisches Kleinformat zu stut- 
zen . Sie riskierte dafür sogar 
einen Aufstand ihrer Kölner 
Basis, die sich durch die Ab- 
frage von Ehrenerklärun- 
gen unter einen Pauschal- 

verdacht gestellt sieht. Wa- 
rum nur Kölner Amts- und 
Mandatsträger? Die Frage 
ist nur allzu berechtigt, wie 
sich gezeigt hat, als die 
Staatsanwaltschaft in Wup- 
pertal zuschlug. Offenbar 
hat es auch dort die SPD mit 
dem Gesetz nicht allzu ge- 
nau genommen. Oberbür- 
germeister Kremendahl will 
zwar die für seinen persönli- 
chen Wahlkampf gespen- 
dete halbe Million Mark 
nicht selbst in Empfang ge- 
nommen haben, bestreitet 
aber nicht, von diesem Geld- 
segen gewusst zu haben- 
Kann ihm entgangen sein- 
welcher Aufwand getrieben 
wurde, um die Herkunft dei 
Großspende zu verschlei- 
ern? Das Einschalten von 
Strohmännern und das Stük- 
keln in sechs Tranchen zeug- 
ten jedenfalls von erhebli- 
cher krimineller Energie. 

Frankfurter Allgemeine 

Wenn es der SPD 
mit der Aufklärung 

ernst wäre... 

... dann nähme sie sich die 
Bezirke und Unterbezirke 
vor, die keine Geldsorget' 
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Gründungslahr IH   ntiwi 
,„RtSCl 

hatten, und würde schauen, 
We es dazu kam. Viel zu viel 
Arbeit? Na ja, sie könnten 
"W denen beginnen, in de- 
Se« die SPD Bürgermeister, 
*-andräte und Minister oder 
$ar Ministerpräsidenten 
stellt. Wenn man dann noch 
Sc'haut, wo Aufsichtsrats- 
und Vorstandsposten mit 
wen richtigen Parteibuchin- 
habern besetzt wurden, 
aann wird man bald fündig 
Werden. Immer noch zu viel 
Arbeit? Wahrscheinlich. 
*ber so wäre die SPD im- 

terhin in der Lage, einmal 
Selbst einen Skandal aufzu- 
^cken.      Berliner Zeitung 

ROT-GRÜN 

Nerven liegen blank 

as klang sehr nach Origi- 
. a'ton Schröder, auch wenn 
ner   Spruch    dementiert 

wrde; „Wenn Metzger 
lcht aufhört, schmeißt ich 
*c'h raus." Doch ohne die 
el}arrlichkeit   des   Haus- 

_J*sexperten der Grünen 
'e die Regierung in eine 

J^ante Lage gestolpert: 
Sen Verstöße gegen das 

Haushaltsrecht drohte das 
international wichtige Mi- 
litärprojekt des Airbus- 
Transportflugzeugs vor dem 
Verfassungsgericht zu schei- 
tern. Daher müsste der 
Kanzler Metzger eigentlich 
dankbar sein. So ist es eben 
in der Endphase der rot- 
grünen Regierung vor der 
Wahl. Die Nerven liegen 
blank, die Energie reicht 
nicht mehr zur soliden Ge- 
setzgebung. Kein Wunder: 
Die Umfragewerte sind ab- 
gestürzt; die SPD-Spenden- 
affäre durchkreuzt die 
Wahlkampagne einer „Ko- 
alition der Anständigen"; 
die Minister Riester, Schar- 
ping und Schily wetteifern 
um die Pannen-Prämien. 

Rheinische Post 

NAHOST 

Die USA meinen 
es ernst 

Wieder einmal hat es George 
W. Bush geschafft, diejeni- 
gen zu verblüffen, die im Prä- 
sidenten einen aus der Hüfte 
schießenden Cowboy und 
unverbesserlichen   Uni late- 

ral isten sehen wollen. Die 
von den USA eingebrachte 
Resolution des Weltsicher- 
heitsrats erhebt die Frie- 
denspläne des CIA-Direk- 
tors George Tenet und des 
früheren Senators George 
Mitchell zur Politik der Welt- 
organisation. Wer Bush vor 
einer Woche erlebte, als er 
die Nahost-Mission seines 
Stellvertreters Dick Cheney 
und seines Sondergesandten 
Anthony Zinni erläuterte, 
Jassir Arafat zu „größeren 
Anstrengungen " aufforderte 
und die Übereinstimmung 
mit „meinem Freund Ariel 
Scharon" unterstrich, der 
spürte: Amerika meint es 
ernst. Und: Israel hat nichts 
zu befürchten. Wenn der Si- 
cherheitsrat nun auch von ei- 
nem Staat Palästina spricht, 
so wiederholt er nur, was so- 
wohl Bush als auch Scharon 
selbst verschiedentlich ge- 
sagt haben. Die Lösung des 
Palästina-Problems kann 
nur Schlussstein einer um- 
fassenden Lösung des isra- 
elisch -arabischen Konflikts 
sein.Dessen Parameter dürf- 
ten sich in absehbarer Zeit, 
wenn Saddam Husseins Uhr 
abgelaufen ist, entscheidend 
verändern. Die Welt 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Finanzen 

—                1 
Leitsätze zu Entscheidungen 
des Bundesparteigerichts der CDU 

Kommunen stärken 
1969 0« 2000 

Finanziellen Handlungsspielraum 
zurückgewinnen! 

CDU[ 

kgnf 
mSUrk-vor-ort.-" 

Leitsätze Parteigericht, 
Best-Nr.: 3723 

20 Expl.: 36,00 € (38,52 €) 

Leporello „Finanzen - 
Kommunen stärken" 

Best-Nr.: 2850 

100 Expl.: 15,00 € 

(16,05€) 

Statut, 
Stand 1. 3. 2002 

Best-Nr.: 3363 

20 Expl.: 11,50 € 

(12,30 €) 

Die Preise in den Klammem sind inkl. 7% bzw. 16% MwSt. 
Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen 
berechnet. 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

CANVASSING-STAND 

Bestellschein 
- Außenwerbemittel - 

CDU-Bundesgeschäftstelle 
Bereich Produktion und Distribution 
Klingelhöferstraße 8 
10785 Berlin 

Fax:030-22070-389 

Absender/KV-Nr. 

Rechnungsanschrift 

CDU-Verband 

Ansprechpartner 

Straße 

PLZ, Ort 

Tel.-Nr. 

Lieferanschrift (falls nicht identisch) 

CDU-Verband 

Ansprechpartner 

Straße 

PLZ, Ort 

Tel.-Nr. 

|| 

^Nlenge Artikel Einzelpreis Gesamtpreis 

Canvassing-Stand 
aus witterungsbeständigen Kunststoff 
• bestehend aus Vorderfront und 2 Seitenteilen - 

faltbar 
• Thekenplatte mit 2 Bohrlöchern/wahlweise für 

125,30 € 
(145,35 €) 

Aufsatz-Panel oder CDU-Sonnenschirm 
• (2 Einlegeböden mit je 2 Bohrlöchern Außenmasse: 

Breite 0,79 m x Höhe 0,90 m x Tiefe 0,49 m 

Aufsatz-Panel 
Panel aus Kunststoff und 6-teilige Haltestangen 

36,80 € 
(42,69 €) 

Tragetasche 
aus schwarzen Nylon und rundumlaufenden 
Reißverschluss für den kompletten Stand inkl. Aufsatz 

45,50 € 
(52,78€) 

* für Handling und Lagerung zzgl. 5,11 € pro Bestellung 

* Normalversand (innerhalb einer Woche) zzgl. ca. 7,67 € 

* Eilversand (über Nacht) zzgl. ca. 15,34 € 

Datum Unterschrift 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1 190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Fußball-Weltmeisterschaft 
vom 30. Mai bis 30. Juni 2002 

Fußball-WM-Kalender 

70x105 mm 
Best-Nr.: 9849 

500 Expl.: 23,00 € (26,68€) 

Ab dem 8. April im Versandzentrum vorrätig! 

Wir haben den Plan. 

Die Preise in den Klammern sind inkl. 7% bzw. 16% MwSt. 
Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 

Bertelsmann Distribution u 

- IS-Versandzentrum - ^ 
Postfach 1I62J3759 Vers'»0 

Telefax 05241-8041892 

e-mail: , 
cdu-shop@bertelsma""a 


